Vermerk zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der LINKEN (Ulla Jelpke u.a.) zur ergänzenden Asylstatistik für das dritte Quartal 2019 – Schwerpunktfragen zu Widerrufsprüfungen (Anfrage: BT-Drs. 19/15743) 
Thomas Hohlfeld, Referent für Migration/Integration/Flüchtlinge, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag, 227-51122, 7.1.2020
Zahlen der Bundesregierung widerlegen die Mär von angeblich missbrauchsanfälligen Asyl-Fragebogenverfahren 

2015 und 2016 wurden zur Verfahrensbeschleunigung zehntausende Flüchtlinge aus Syrien, dem Irak und Eritrea mit sehr hohen Anerkennungschancen (99-100%) im so genannten „Fragebogenverfahren“, d.h. ohne mündliche Anhörung durch das BAMF, anerkannt – was in solchen Konstellationen rechtlich zulässig und ausdrücklich vorgesehen ist (Art. 14 Abs. 2 der EU-Asylverfahrens-Richtlinie).

Im Nachhinein wurde vielfach der Eindruck erweckt, diese Anerkennungen seien häufig zu Unrecht erfolgt, weil Schutzsuchende nur hätten ankreuzen müssen, dass sie aus einem der genannten Länder kommen, um einen Schutzstatus zu erhalten. Sogar von einer „Risikogruppe“ war diesbezüglich die Rede (https://www.dw.com/de/identit%C3%A4t-tausender-asylbewerber-in-deutschland-ungekl%C3%A4rt/a-39539925). Dieses Zerrbild war schon immer falsch, denn auf eine Anhörung wurde nur verzichtet, wenn keine Zweifel an der Identität und Herkunft der Betroffenen im Einzelfall bestanden. Dennoch wurden zahlreiche Gesetzesverschärfungen und der Ausbau des BAMF zu einer „Widerrufsbehörde“ (BAMF-Chef Sommer) mit der angeblichen Notwendigkeit einer besonderen Überprüfung dieser Anerkennungen im Fragebogenverfahren begründet.
Aktuelle Zahlen der Bundesregierung belegen nun, dass die unkompliziert vorgenommenen Anerkennungen im Fragebogenverfahren einer Überprüfung zu fast 100 Prozent standhalten: Nachträgliche Befragungen der Betroffenen durch das BAMF im Jahr 2019 ergaben, dass der vor Jahren gewährte Schutzstatus zu 99,6 Prozent Bestand hatte! Nur 0,7 Prozent aller nachträglich überprüften Dokumente wurden als ge- oder verfälscht beanstandet, was nicht bedeutet, dass die Betroffenen über ihre Herkunft, Identität oder Schutzbedürftigkeit getäuscht hätten – hierzu kann die Bundesregierung keine Angaben machen.    
Wesentliche Erkenntnisse:

Zu Frage 3: Im Zeitraum 1. Januar bis 30. September 2019 wurden 82.589 Ladungen zur (nachträglichen) Befragung anerkannter Flüchtlinge im Rahmen der Widerrufsprüfung versandt, 75.442 von ihnen waren im „Fragebogenverfahren“ anerkannt worden.
Im gleichen Zeitraum fanden bereits 57.958 entsprechende Befragungen statt, 50.658 betrafen Fragebogenverfahren, der „überwiegende Teil“ der Betroffenen kommt der Mitwirkungspflicht nach (bislang gab es 20 Festsetzungen eines Zwangsgeldes, das erreicht nicht einmal den Promille-Bereich). 
Insgesamt gab es bis Ende September 2019 55.808 Entscheidungen in diesen Überprüfungsverfahren, 45.609 Entscheidungen betrafen das Fragebogenverfahren. Bestätigt wurde die ursprüngliche Entscheidung zur Schutzgewährung allgemein zu 98 Prozent, bei den Fragebogenverfahren lag die Quote der Bestätigung sogar bei 99,6 Prozent (177 Widerrufe oder Rücknahmen bei 45.609 Entscheidungen
)!


Zu Frage 9: Die nachträgliche Überprüfung von 39.548 Identitätsdokumenten ist nunmehr abgeschlossen: Nach aufwändiger Prüfung wurden insgesamt nur 267 Dokumente als „ge- oder verfälscht“ beanstandet (0,7 Prozent) – in wie vielen dieser Fälle eine Täuschung zur Herkunft/Identität vorlag, kann die Bundesregierung unverändert nicht sagen (dies wird nicht erfasst; vgl. Frage 10)!  


Zu Frage 13: 797 Beschäftigte im BAMF sind derzeit ausschließlich mit Widerrufsprüfungen befasst – ein neuer Höchstwert (im September 2019 waren es noch 725,7; vgl. BT-Drs. 19/13257, Frage 14)! Der Personalbestand in diesem Bereich wurde in den letzten drei Monaten damit um fast 72 Stellen (10 Prozent) aufgestockt, während er im Bereich der regulären Asylprüfung um 7 Prozent (155 Stellen) zurückgegangen ist (auch der Dublin-Bereich weist einen Anstieg um 10 Prozent auf 345 Stellen auf).
[zur Info: Beschäftigte im Widerrufs-Bereich zu zum 20.9.2018: 419, 23.7.2018: 268, BT-Dr. 19/3839, Frage 2/3]


Zu Frage 1: Generell (inkl. Widerrufsprüfungen ohne mündliche Befragung) lag die Quote der Widerrufe/Rücknahmen vom 1.1. bis 30.9.2019 bei drei Prozent, in nur 0,6 Prozent der Fälle erfolgte eine Rücknahme (638 von 114.087 abschließend überprüften Fällen). 
146.669 Widerrufsprüfungen waren in diesem Zeitraum eingeleitet worden – zum Vergleich: im selben Zeitraum wurden gut 110.000 Asylerstanträge gestellt.
[2018 gab es 192.664 eingeleitete Widerrufsverfahren, 2017 waren es 77.106, 2016: 3.170]. 


Frage 2: Widerrufsprüfungen, die infolge konkreter Hinweise anderer Behörden (etwa: Ausländerbehörden, eine genauere Differenzierung gibt es laut Bundesregierung nicht) vorgenommen wurden (4.040 Verfahren), führten immerhin auch noch zu 79 Prozent zu einer Bestätigung des erteilten Schutzstatus (504 Widerrufe/Rücknahmen, darunter 124 Rücknahmen, bei 2.401 Entscheidungen). Unter diesen Verfahren dürften sich auch Prüfungen wegen (vermeintlicher) „Heimatreisen“ anerkannter Flüchtlinge verbergen (die in der politischen Debatte mitunter als „Urlaubsreisen“ diffamiert werden, obwohl in der Regel dringende humanitäre oder persönliche Gründe für solche Reisen vorliegen, wie auch die vorliegenden Zahlen bestätigen).  


Fragen 4b/c: Die (bereinigte) Schutzquote der „Fragebogen“-Länder Syrien, Irak und Eritrea lag 2015/16 bei 99 bis 100 Prozent (Ausnahme Irak 2016: 77,2%). Der Anteil von Fragebogen-Verfahren an allen Asylverfahren bei diesen Ländern lag bei (Verweis auf ältere BT-Drucksachen): 
	HKL
	2015
	2016

	Syrien
	86,5%
	37,4%

	Irak
	57,1%
	22,9%

	Eritrea
	49,2%
	45,5%


[Übrigens: der rechtsextreme Bundeswehroffizier „Franco A.“, der sich mutmaßlich zur Vorbereitung eines Anschlages als syrischer Flüchtling registrieren ließ, wurde nicht per „Fragebogen“ als subsidiär Schutzberechtigter anerkannt, sondern nach einer mündlichen Anhörung…]
Bewertung Ulla Jelpke:
„Mit der massiven Ausweitung der Widerrufsprüfungen im BAMF wurden völlig falsche Prioritäten gesetzt. Das politisch geschürte Misstrauen gegenüber Schutzsuchenden ist komplett unbegründet, das belegen die Zahlen der Bundesregierung. Nach aufwändigen Überprüfungen werden die vom BAMF erteilten Schutzstatus fast immer bestätigt. 

Die hunderttausendfachen pauschalen Widerrufsprüfungen sind nichts als sinnlose Schikane, wie es sie in fast keinem anderen europäischen Land gibt. Eine Beendigung dieses flüchtlingsfeindlichen Unfugs würde eine Verunsicherung schutzbedürftiger Flüchtlinge und die immense Ressourcenverschwendung im BAMF gleichermaßen vermeiden. Die 800 ausschließlich mit Widerrufsprüfungen Beschäftigten wären weitaus besser zur Qualitätsverbesserung und Verfahrensbeschleunigung im BAMF eingesetzt.“

„Mehrere Gesetzesverschärfungen und die Ausweitung der Widerrufsprüfungen wurden mit angeblich ungerechtfertigten Anerkennungen im Fragebogenverfahren begründet. Doch für einen Pauschalverdacht gegen Flüchtlinge gibt es keinen Grund, das zeigen die Ergebnisse der bisherigen Überprüfungen ganz eindeutig. Der Umbau des BAMF in eine Widerspruchsbehörde muss deshalb dringend gestoppt und beschlossene Gesetzesverschärfungen müssen zurückgenommen werden!“

„Nicht fälschliche Anerkennungen von Flüchtlingen sind das Problem, sondern fehlerhafte Ablehnungen. Während die Schutzgewährungen einer Überprüfung fast immer standhalten, müssen die Gerichte fehlerhafte Ablehnungen des BAMF zehntausendfach korrigieren. Statt hunderttausendfacher Widerrufsprüfungen brauchen wir weitere Qualitätsverbesserungen im BAMF und eine unabhängige Asyl-Verfahrensberatung. Dafür aber stellt die Koalition kein Geld bereit, das ist unerträglich.“
��
	� Die Bundesregierung hat hier leider nicht differenziert ausgewiesen, inwieweit es um Rücknahmen oder um Widerrufe geht. Das ist aber eine wichtige Information, denn Widerrufe basieren in der Regel auf geänderten Verhältnissen im Herkunftsland, während Rücknahmen vor allem bei falscher Angaben oder Täuschungen erfolgen (vgl. §§ 73 bis 73c AsylG) – auf eine frühere Anfrage (Zahlen für das erste Halbjahr 2019) hatte die Bundesregierung aber mitgeteilt, dass bei Überprüfungen der „Fragebogenverfahren“ nur in 0,2 Prozent der Fälle eine Rücknahme erfolgt sei (BT-Drs. 19/13257, Fragen 3 bis 5: 70 Rücknahmen bei 33.362 Entscheidungen). �
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